Ernährungssicherung vor Energieerzeugung – Kriterien für die nachhaltige Nutzung von Biomasse 
Eine Stellungnahme der Kammer der EKD für nachhaltige Entwicklung

Würdigung

Die Stellungnahme der EKD ist das beste Dokument, das der Autor dieser Würdigung bisher zur Ethik von Biokraftstoffen gefunden hat. Der Kammer der EKD sei herzlich gedankt für Ausarbeitung und Veröffentlichung zum jetzigen Zeitpunkt. Die Stellungnahme wird im Folgenden als „Text 95“ bezeichnet.
Die vorliegende Würdigung folgt dem Wunsch des Vorsitzenden des Rates der EKD, Bischof Wolfgang Huber nach möglichst breiter und intensiver Resonanz. Mögen die formulierten Kommentare und Fragen als Anregungen und Vorschläge zur Diskussion dienen.

Die aus dem  Text 95  entnommenen Passagen sind in schwarzer,  Kommentare, Fragen und Vorschläge in blauer Schrift gehalten.
*******************************************************************************
1 Die ethische Herausforderung
Seite 7, ganzes Kapitel 1: Die Beschreibung der ethischen Herausforderung ist ausgesprochen gut gelungen und allgemein verständlich. Sie wird hoffentlich helfen, die Fernwirkungen der Technik von Biokraftstoffen und all ihrer Folge- und Begleiterscheinungen besser zu beurteilen und das eigene Handeln insbesondere von Politikern und Biokraftstoffherstellern daran zu spiegeln. 

Es sollte ferne allen Beteiligten zu denken geben, dass einerseits seit Jahren versucht wird, den Hunger auf der Welt durch Aktionen wie „Brot für die Welt“ einzudämmen, dieser allerdings laut jüngsten FAO-Zahlen jetzt schon 923 Millionen Menschen betrifft (ein Anstieg um ca. 75 Millionen Menschen in einem Jahr) und andererseits der Hunger durch Biokraftstoffe weiter gefördert wird. 

Wie fühlen wohl Menschen, die ihre Spendengelder zur Unwirksamkeit verdammt sehen?
2
Wald und Klima
Seite 5: Allerdings kann der Anbau von Pflanzen für die Gewinnung von Agrotreibstoffen problematische Auswirkungen sowohl auf die Nahrungsmittelproduktion als auch auf den Erhalt der Urwälder dieser Erde haben, die ihrerseits wieder erhebliche Bedeutung für das Erdklima besitzen.
Es ist zu begrüßen, dass dieser Zusammenhang schon im Vorwort dargestellt wird.
3
Begrenztheit fruchtbarer Böden
Seite 5: Die fruchtbaren Böden sind weltweit knapp. Inzwischen ist deswegen in vielen Ländern eine Flächennutzungskonkurrenz zwischen Nahrungsmitteln, Futtermitteln und Treibstoffen (englisch „food–feed–fuel“) entstanden.
Es tut gut, dass die limitierte Verfügbarkeit fruchtbarer Böden gleich im Vorwort angesprochen wird.
Seite 19: Einer Verwendung von fruchtbaren Böden in Afrika und Indien für die Biomasseproduktion ist hingegen entgegenzuwirken.
Diese Aussage ist sicher so zu verstehen, dass dieses Entgegenwirken aus ethischen Gründen global gültig ist und besonders für Indien und Afrika gilt wegen der dort weitverbreiteten Armut.

Seite 7: Außerdem könnte ein massiver Ausbau der energetischen Nutzung von Biomasse zu einer Gefährdung der Ernährungssicherheit führen. Durch Agrotreibstoffe verschärft sich die bestehende Nutzungskonkurrenz auf den Anbauflächen. Eine Ausweitung von Anbauflächen etwa durch Rodungen erscheint aus Naturschutzsicht kaum mehr möglich.

Seite 21: Eine weitere Ausdehnung der Agrarflächen würde mit den Zielen des Naturschutzes massiv in Konflikt geraten.

Seite 38: Weltweit müssen die Menschen sich der Tatsache stellen, dass die natürlichen Ressourcen endlich sind. Dies gilt in hohem Maße für fruchtbaren Boden, für Wasser und für Nährstoffe.
Uneingeschränkte Zustimmung; dies sollte von allen an der Diskussion Beteiligten und vor allem von der Politik beherzigt werden: der Naturschutz
 sollte bei der Prüfung einer Umwidmung von Anbauflächen stets höchste Priorität haben (Natur als Lebensgrundlage des Menschen).
4
Anbauflächen für Palmöl/Biodiesel
Seite 12: Während die Produktion von Biodiesel bislang noch vor allem in Europa (Deutschland, Italien und Frankreich) und den USA erfolgt, werden diese schon in nächster Zukunft von Brasilien, Indonesien und Kolumbien als Hauptanbauländer abgelöst werden, wenn diese Pflanzenöl verstärkt auch für die Biodieselproduktion anbauen. Brasilien strebt eine Ausweitung der Produktion von heute 1 Milliarde auf 2,5 Milliarden Liter bis zum Jahr 2013 an, Kolumbien möchte die Anbaufläche für Palmöl langfristig auf 3 Millionen Hektar ausweiten, und in Indonesien soll die Anbaufläche der Ölpalme von heute 6 Millionen Hektar auf 7,6 Millionen Hektar bis 2010 ausgeweitet werden.

Seite 13: Doch die Produktion des Öls ist problematisch: „Für die Errichtung von Palmöl-Plantagen wird Regenwald gerodet“, sagt Eberhard Brandes, Geschäftsführer der Umweltorganisation WWF. Tatsächlich entfallen vier Fünftel der Palmöl-Produktion auf zwei Länder: Malaysia und Indonesien. Einer aktuellen Studie des UNEP zufolge werden 98 Prozent des Regenwaldes in Indonesien im Jahr 2022 zerstört sein. Vor fünf Jahren ging das UNEP noch vom Jahr 2032 aus und musste seine Schätzungen nun korrigieren – die Wissenschaftler

hatten nicht mit dem Palmöl-Boom gerechnet. …

Diese Ausweitung von fruchtbaren Anbauflächen kann nur durch Umwidmung bisherigen Ackerlandes oder Waldes oder durch die Zerstörung von Regenwald gelingen, was Natur und Weltklima nachhaltig schaden wird. 
Frage: Wie können die solche Entwicklungen zulassenden oder gar fördernden Regierungen so beeinflusst werden, dass sie der Flächenausweitung Einhalt gebieten? Über die UN? Über internationale Verträge? Über eine Anklage vor dem Internationalen Gerichtshof? 
5
Lokaler bzw. regionaler Einsatz von Bioenergie

Seite 18: Diese Beispiele zeigen, dass die Nutzung von Biomasse zur Energieerzeugung in

regionalem Bezug durchaus sinnvoll ist.

Je weiter Biomasse transportiert werden muss, desto weniger sinnvoll wird ihre Nutzung. 
Andere „gute Beispiele“ sind unter http://www.kaguigu.com/Biokraftstoffe%20und%20Ethik/html/gute_beispiele.html aufgeführt.
Seite 19: Eine solche energetische Nutzung von Biomasse ist effizient nur in lokalen oder regionalen Energieversorgungssystemen zu organisieren. Will man diese Vorteile der Biomasse nutzen, so bedeutet das eine tiefgreifende Veränderung, nämlich eine Regionalisierung der Energieversorgungssysteme. Dezentrale, lokal angepasste und naturverträgliche Produktionsweisen sind daher unbedingt zu fördern. Einer Verwendung von fruchtbaren Böden in Afrika und Indien für die Biomasseproduktion ist hingegen entgegenzuwirken.

Eine tiefgreifende Umgestaltung (nicht nur Regionalisierung, sondern weitestmögliche Dezentralisierung) der Energieversorgungssysteme ist auch aus vielen anderen Gründen geboten. Hier ist der 
Gesetzgeber aufgerufen, die richtigen Rahmenbedingungen zu setzen, damit eine effiziente dezentrale Energieversorgung möglich wird.

6
Import von Biomasse, Beimischungsziele und –quoten

Seite 18: Während die dezentrale Nutzung der Biomasse für die Erzeugung von Wärme und Strom größtenteils positiv bewertet wird, stößt die Umwandlung von Biomasse in Treibstoffe, vor allem wenn sie auf Importen aus dem Süden beruht, auf grundlegende Vorbehalte, gerade auch bei den kirchlichen Hilfswerken und ihren Partnern aus dem Süden.

Seite 18: Der Einsatz von Biomasse im Energiesektor erscheint daher nur dann gerechtfertigt, wenn mit der jeweiligen Anwendung eine hohe Klimaeffizienz verbunden ist. Der Einsatz von Biomasse als Kraftstoff steht jedoch teilweise sogar im Widerspruch zu den Klimaschutzzielen und ist aus klimapolitischer und ökologischer Sicht keine effiziente Lösung.
Uneingeschränkte Zustimmung.

Seite 20: So müsste die EU, um ihr Beimischungsziel von 10 Prozent bis 2020 (Deutschland sogar 20%) zu erreichen, 70% des gesamten Ackerlandes für Agrotreibstoffe nutzen. Die USA müssten ihre gesamte derzeitige Mais- und Sojaproduktion zu Ethanol und Biodiesel verarbeiten. Die Beimischungsziele sind daher nur zu erreichen, wenn der Großteil der benötigten Agrotreibstoffe – Experten

sprechen von bis zu 85% 18 – in die Industriestaaten importiert wird. Die Festlegung der Beimischungsquoten löste daher eine erhebliche Produktionsausweitung, insbesondere für Bioethanol und für Palmöl, in den Staaten des Südens aus.

Die Festlegung solcher Beimischungsziele mag ja politisch verständlich sein, sie ist aber in ihren Konsequenzen nicht zu Ende gedacht, selbst wenn die EU ihre Beimischungsziele variable auf 4 bis 6 % zurücknimmt.
Seite 35: Entscheidungen für Beimischungsquoten revidieren
Die verbindliche Festlegung von hohen und starren Beimischungsquoten von Agrotreibstoffen zu fossilen Kraftstoffen muss neu überdacht werden. Zahlreiche wissenschaftliche Gutachten  wie das Sondergutachten des SRU von 2007 empfehlen eine grundlegende Kehrtwende, da die angestrebten Beimischungsquoten zu hoch angesetzt wurden. Das EU-Beimischungsziel von 10 Prozent für Agrotreibstoffe bis zum Jahr 2020 kann nicht aus europäischer Produktion erfüllt werden und hat bereits einen verhängnisvollen Importsog ausgelöst.
Uneingeschränkte Zustimmung. Die Aussage „muss neu überdacht werden“ wird so verstanden, dass eine Lösung auch darin bestehen kann, dass die bislang primär politisch motivierten Beimischungsziele ganz aufgehoben werden.
7
CO2-Bilanzen

Seite 5: Wird also der gesamte Produktionsweg von Agrotreibstoffen mit eingerechnet, entsteht eine

sehr ernüchternde Bilanz im Blick auf die CO2-Einsparpotenziale. Neue wissenschaftliche Studien über die Umweltfolgen, die sich aus der Herstellung und Nutzung von Agrotreibstoffen ergeben, weisen dies eindeutig nach.
Es tut gut, diese Aussage an so prominenter Stelle platziert zu sehen. Dies sollte zum allgemeinen Wissensstand der Bundestagsparteien gehören und besonders den Biokraftstoff-Herstellern vermittelt werden.
Seite 18: Wird bei der Produktion der Agrotreibstoffe der Einsatz fossiler Energieträger mit eingerechnet, entsteht oft eine sehr ernüchternde Bilanz im Blick auf die CO2-Einsparpotenziale. Eine neue Berechnung geht davon aus, dass etwa 80% der gewonnenen Energie aus Agrotreibstoffen vorher in Form fossiler Energieträger investiert wird.

Seite 19: Beim Einsatz von Agrotreibstoffen müssen schwere Umweltbelastungen, die man erst jetzt in vollem Umfang belegen kann, in die Gesamtrechnung eingehen, die durch direkte und indirekte Landnutzungsänderungen wie Waldrodungen und Moortrockenlegungen ausgelöst werden. In solchen Fällen wird die Umweltbilanz der Agrotreibstoffe dramatisch negativ. Hinzu kommen negative Auswirkungen auf die biologische Vielfalt, wenn der Biomasseanbau in Monokulturen und mit einem verengten Fruchtfolgespektrum erfolgt.

Es besteht die Hoffnung, dass die politischen Parteien und die einschlägigen Biokraftstoffhersteller und –verbände dies zur Kenntnis nehmen und in die ethische Bewertung ihrer Geschäftstätigkeit einbeziehen.

Seite 34: Förderinstrumente für energetische Biomasse-Nutzung an tatsächlicher CO2-Einsparung ausrichten

Zur Effizienzbetrachtung gehört auch die Frage nach der ökonomischen Effizienz der Biomassenutzung. Auch hier zeigt sich, dass der Agrotreibstoff-Einsatz z. B. im Vergleich zur Strom- und Wärmegewinnung aus Gülle, Stroh, Waldrestholz oder Holz von Kurzumtriebsplantagen, nimmt man die Kosten der CO2-Vermeidung als Maßstab, eine wesentlich schlechtere Bilanz aufweist. Mit den Agrotreibstoffen wird gerade jene Biomassenutzungsform hoch subventioniert, die vergleichsweise teuer und ineffizient ist. Neben Kohlendioxid sind weitere Klimagase, insbesondere die in der Landwirtschaft relevanten Gase Methan und Distickstoffmonoxid in Bilanzierungen zur Klimarelevanz einzubeziehen.
Uneingeschränkte Zustimmung.
8
(Nachhaltigkeits-)Standards
Seite 6: Insofern hoffe ich auch im Blick auf die Nutzung von Bioenergie, dass eine wirksame Steuerung gelingt. Dazu muss eine Verständigung darüber erzielt werden, wie die Chancen und Risiken der Biomassenutzung zur Energieerzeugung zu bewerten sind. Daraus sind Standards für ihre verantwortungsvolle Nutzung unter Einbeziehung von ökologischen, ökonomischen und sozialen Kriterien zu entwickeln. Oberstes Gebot sollte dabei die Sicherung der Ernährung sein!
Die hier ausgedrückte Hoffnung bezieht sich auf Bioenergie, nicht auf Biokraftstoffe, zu denen die Bedenken an späterer Stelle im Text95 behandelt werden.
9
Zertifizierung
Seite 27: Sicherstellung einer nachhaltigen Produktion von Agrotreibstoffen

Aufgrund der skizzierten Konfliktlinien wurden von verschiedener Seite, u. a. dem UN-Sonder​berichterstatter zum Recht auf Nahrung, Jean Ziegler, Forderungen erhoben, die Biomassenutzung für den Treibstoffsektor durch ein weltweites Moratorium vorläufig zu stoppen. 


Stattdessen wird die schnellstmögliche Einführung eines Zertifizierungssystems vorgeschlagen, das über ökologische und soziale Kriterien einen nachhaltigen Anbau von Pflanzen für den Agrotreibstoffmarkt sicherstellt. Ähnliche Zertifikate existieren inzwischen für den Holzmarkt, wie das Zertifikat des Forest Stewardship Council (FSC)
. Während dieses Konzept bei Regierungen vor allem der Industriestaaten durchaus Zustimmung findet, mahnen wissenschaftliche und zivilgesellschaftliche Stimmen, vor allem auch aus dem Süden, dass eine seriöse und unabhängig überwachte Zertifizierung im erforderlich großen Maßstab in vielen Staaten auf absehbare Zeit nicht gewährleistet sein wird. So kommt der deutsche Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) in einem Gutachten zu dem Urteil, dass eine glaubwürdige Zertifizierung kurzfristig allenfalls für sehr kleine Produktmengen machbar sei. Daher hat sich der SRU für ein abgestuftes Verfahren ausgesprochen: Zertifizierung, Standardisierung, Einführung multilateraler Standards, Formulierung unilateraler Standards.

1. Der Vorschlag von Jean Ziegler verdient volle Unterstützung, denn nur ein weltweit wirksames  Moratorium kann einen schwunghaften Handel mit Biomasse zur Treibstoffproduktion verhindern. 

2. Das Forest Stewardship Council hat mit seinem neuen Waldstandard gute Arbeit zur Erhaltung der konventionellen Wälder geleistet, der Standard deckt aber nicht ab, dass die Nutzung von fruchtbaren Flächen für Monokulturen sog. „schnell wachsender Bäume“ verhindert würde, für Flächen also, die absehbar für die Erzeugung von Nahrungsmitteln benötigt werden.
Eine seriöse und unabhängig überwachte Zertifizierung im erforderlich großen Maßstab wird in den meisten Staaten auf absehbare Zeit ganz einfach deshalb nicht gewährleistet sein, weil Kontrollmechanismen und deren technische Infrastruktur fehlen. Ein wesentliches Argument für die uneingeschränkte Unterstützung eines Moratoriums.
3. Es sollte nicht vergessen sein, dass einer Zertifizierung jeweils ein sog. Audit vorangeht (Inaugenscheinnahme und Prüfung). Das Zertifikat ist danach nur die formale Bescheinigung, dass die entsprechenden Anforderungen als erfüllt angesehen wurden. Audits sind somit per definitionem Momentaufnahmen, z.B. die eines Tages im Verlaufe eines Jahres, bevor das nächste Audit stattfindet; Audits und Zertifikate sagen nichts über die weitere Entwicklung aus. Folglich wäre eine quasi-permanente Waldbeobachtung (z.B. durch Waldhüter) eine wirksame Maßnahme.
4. Zur Durchführung von Audits bedarf es sogenannter Auditoren (oder Inspektoren), die sich vor Ort das nötige Bild verschaffen. Wie in Text95 auf Seite 25 in Kasten 9 ausgeführt, würden Waldhüter und Auditoren in den zur Rodung vorgesehenen kolumbianischen Urwaldflächen höchstwahrscheinlich kurzerhand erschossen.
5. Zusätzlich sei angeführt, dass ein Zertifikat nur ein Dokument ist und beliebig erstellt oder gefälscht werden kann.

Seite 27 zu WTO und Zertifizierung: Aus handelspolitischer Perspektive könnte die Zertifizierung von Agrotreibstoffen – sofern sie die Einhaltung von sozialen und ökologischen Mindeststandards zur Bedingung bei der Anrechnung von Importquoten macht – in Konflikt mit dem Regime der Welthandelsorganisation (WTO) geraten …. …. Das freihändlerische Konzept der „like products“, auf Pflanzen für den Agrotreibstoffmarkt angewandt, könnte der Zertifizierung in der Tat entgegen stehen. Demnach müssten nicht-zertifizierte und zertifizierte Agrotreibstoffe handelspolitisch gleich behandelt werden; Importe von nicht-zertifizierten Agrotreibstoffen dürften dann nicht benachteiligt werden. In diesem Fall wären die Konsumentinnen und Konsumenten in der Verantwortung, sich zwischen einem billigen und einem nachhaltigen Produkt zu entscheiden.
Diese WTO-Regel steht einer Zertifizierung in der Tat entgegen. Wenn folglich zertifizierte und nicht-zertifizierte Agrotreibstoffe gleich behandelt werden müssen, sind sie am Markt nicht mehr zu unterscheiden.
Frage also: wie sollte dann ein Konsument an der Tankstelle unterscheiden können, ob dem Diesel zertifizierter oder nicht-zertifizierter Biodiesel beigemischt wurde? Das wird rein praktisch unmöglich sein, wohingegen das von Jean Ziegler geforderte Moratorium sofort wirksam wäre.
Frage ferner: wie würde wohl das Ergebnis einer Schätzung für den mit der Zertifizierung zwangsläufig einhergehenden Aufwand ausfallen in Abwägung gegen die o.g. ohnehin schon „ernüchternde“ CO2-Bilanz der Agrotreibstoffe? Hier müsste u.a. der CO2-Ausstoß mit eingerechnet werden, der durch die mit einer Zertifizierung unvermeidlich verbundene Reisetätigkeit anfällt (Stichwort „Zertifizierungstourismus“).
Seite 28: In einer Anhörung des Deutschen Bundestages …. am 20. Februar 2008 gemeinsam mit dem Umwelt- und dem Agrarausschuss zu den Risiken und Chancen der energetischen Nutzung von Biomasse … vertraten mehrere Sachverständige die Meinung, dass ein Zertifizierungssystem allein nicht ausreichen würde, um ökologische und soziale Verwerfungen zu verhindern – selbst wenn es gelingen würde, alle Schwierigkeiten, die in Zusammenhang mit dem WTO-Regelwerk bestünden, zu überwinden.
Uneingeschränkte Zustimmung.
Seite 28: Zertifizierungssysteme, die allein die Zustände auf den zu zertifizierenden Plantagen und Produktionsanlagen in den Blick nehmen, können die zu erwartenden Ausweicheffekte nicht erfassen.
Uneingeschränkte Zustimmung.
Seite 29: Um auch die Ausweicheffekte zu erfassen, wird es nötig sein, die Gesamtpolitik eines Landes zu betrachten, das Agrotreibstoffe exportieren will. Gibt es dort eine nationale Flächennutzungsplanung und ein Ressourcenmanagement, das sowohl dem Recht auf Nahrung als auch dem Erhalt der biologischen Vielfalt verpflichtet ist? Auch wenn dadurch auf internationaler Ebene ordnungspolitisch neue Fragestellungen und Probleme aufgeworfen werden, führt kein Weg daran vorbei, die nationalen Strategien zur Bekämpfung des Hungers und die Umweltpolitik von Ländern zu bewerten, um Instrumente des „qualifizierten Marktzugangs“ für Agrotreibstoffe zu entwickeln. Hierfür kommt der Welternährungsorganisation der Vereinten Nationen (FAO), besonders ihrer Abteilung zur Implementierung des Rechts auf Nahrung, eine besondere Verantwortung zu. Auch der vom Internationalen Forschungsinstitut für Agrar- und Ernährungspolitik (IFPRI) jährlich aktualisierte Welt-Hungerindex (WHI) könnte herangezogen werden, um die Situation in Ländern, die Agrotreibstoffe produzieren und exportieren wollen, zu bewerten.
Uneingeschränkte Zustimmung, nur wird das nicht ausreichen, denn:
· Am Beispiel „Arbeitsschutz“ wird deutlich, dass viele Länder (auch Schwellenländer und die USA) nicht einmal die ILO-Mindeststandards in ihre nationalen Regelungen übernommen haben; wie sollten sie dann dazu neigen, eine nationale Flächennutzungsplanung und ein Ressourcenmanagement quasi auf dem Papier zu verabschieden? Man muss ferner davon ausgehen, dass es dann an der rechtswirksamen Implementierung mangeln wird, selbst wenn die nationalen Regelungen offiziell und verabschiedet wurden.
· Dann haben auch die Bewertungen keine reale Grundlage mehr.

Es wird nicht nur die FAO zum Handeln aufgerufen sein, sondern vielmehr die Regierungen insbesondere der Länder, die Biomasse für die Kraftstoffherstellung selbst verarbeiten oder exportieren wollen, namentlich Brasilien, Indonesien, Malaysia und Kolumbien.
Frage: wäre es nicht erforderlich, dass diese Länder bzgl. ihres Tuns bzw. viel mehr noch bzgl. ihres Unterlassens (von Primärwaldrodungen etc.) vor den Internationalen Gerichtshof geladen werden, weil ihr Verhalten in das Weltklima eingreift und kommenden Generationen schaden wird?
10
Energieeinsparung und Energieeffizienz
Seite 34: Förderung von Energieeinsparung und Energieeffizienz
Betrachtet man die Diskussion um die Nutzung von Biomasse für die Produktion von Agrotreibstoffen im Kontext der Klimadebatte, so existieren eindeutige Prioritäten: An erster Stelle steht… die konsequente Einsparung von Energie, die durch politische Rahmenbedingungen vorangetrieben werden muss. Mit Energieeinsparung durch Energieeffizienz kann in den Industrienationen bis zu 50% Energie eingespart werden, ohne dass ein wesentlicher Verlust an Lebensqualität eintritt. Durch die rationelle Nutzung von elektrischem Strom, von Brenn- und Kraftstoffen können Dienstleistungen und Produkte mit erheblich weniger Verbrauch hergestellt und transportiert werden. 

Erst bei konsequenter Umsetzung von Effizienz- und Suffizienzstrategien ist es sinnvoll, über die Substitution von Mineralöl durch Biomasse nachzudenken. Dieser angesichts des Anstiegs der Treibhausgasemissionen dringend nötige Paradigmenwechsel wird bisher von der Politik nicht thematisiert, geschweige denn in konkrete Maßnahmen zur Förderung des Bewusstseinswandels in der Bevölkerung umgesetzt.
Uneingeschränkte Zustimmung. 
Wenn die Politik der Bundesregierung dem folgen würde, müsste sie ihrerseits umgehend ein globales Moratorium fordern, den Import von Biomasse zur Treibstoffgewinnung stoppen und das gleiche europaweit und international durchzusetzen anstreben.
11
Emissionsobergrenzen für Kraftfahrzeuge
Seite 34: Verbindliche Emissionsobergrenzen für Kraftfahrzeuge

Insbesondere die deutsche Automobilindustrie, deren Produkte für die individuelle Mobilität in den Industriestaaten eine hohe Bedeutung besitzen, hat bisher zu wenig getan, zukunftsfähige Fahrzeuge für die durch den Klimawandel geänderten Rahmenbedingungen zu entwickeln. Da die deutschen Automobilproduzenten auch ihre freiwilligen Selbstverpflichtungen zur Verringerung der Emissionen von Treibhausgas nicht eingehalten haben, sollte über eine stärkere Lenkung über strengere und vor allem verbindliche Emissionsgrenzen auf europäischer Ebene nachgedacht werden. In diesem Zusammenhang muss die Frage eines generellen Tempolimits aufgenommen werden.
Nur eingeschränkte Zustimmung: 
ordnungspolitisch sollte der Staat keine technischen Anforderungen vorschreiben, sondern Ziele vorgeben, und das WIE (wie die Ziele erreicht werden) der Innovationskraft der Wirtschaft überlassen. Höhere Priorität als verbindliche Emissionsobergrenzen sollte die Entwicklung und Marktreife völlig neuer Antriebsaggregate haben, die z.B. auf Wasserstoff- oder Elektromotoren fußen. Damit könnte schätzungsweise mehr als die Hälfte der Emissionen des urbanen Automobilverkehrs vermieden werden, was schneller einen viel größeren Effekt hätte als Emissionsobergrenzen.
12
Ökologischer Anbau

Seite 35: Biomasse-Anbau grundsätzlich an ökologischen Kriterien ausrichten

Für eine „gute fachliche Praxis“ in Deutschland, die für alle Pflanzen gilt, können die folgenden ökologischen Kriterien zugrunde gelegt werden, unabhängig vom späteren Verwendungszweck:

- zwingende Einhaltung einer mindestens dreigliedrigen Fruchtfolge,

- vollständiges Verbot des Grünlandumbruchs von artenreichem Grünland,

- Erhalt einer ausgeglichenen Humusbilanz,

- Reduzierung der Stickstoffüberschüsse, ggf. Einführung einer Stickstoffüberschussabgabe,

- verbindliche Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flächen mindestens gemäß integriertem Pflanzen  
  schutz,

- Schutz von Saum- und Strukturelementen ggf. durch Einführung einer Kompensationsregelung,

- Spezifizierung bestehender Schutzgebietsverordnungen im Blick auf den Anbau von nachwachsen
  den Rohstoffen,

- Verbot des Einsatzes von gentechnisch veränderten Organismen,

- gezielter Schutz der Biodiversität.
Uneingeschränkte Zustimmung, dass dies für Bioenergie gilt, nicht aber für Biokraftstoffe.
Es kann nicht stark genug betont werden, dass alle Flora und Fauna von der Fruchtbarkeit der Böden abhängig ist.

13
Zusammenwirken politischer Stellen

Seite 35: Förderinstrumente für Energie aus Biomasse mit einem integrativen Konzept entwickeln

Der Bereich Bioenergie kann sinnvoll nur im Rahmen eines integrativen Ansatzes gestaltet werden, bei dem die Bereiche Energie, Landwirtschaft, Ernährung, Forstwirtschaft, Entwicklungszusammenarbeit und Umweltschutz in ihren engen Verflechtungen betrachtet werden. Ein rein sektorales, isoliertes Denken würde im Blick auf Zielkonflikte und (internationale) Flächennutzungskonkurrenzen viel zu kurz greifen. 

Uneingeschränkte Zustimmung.


Dem Sondergutachten des SRU folgend (vgl. Kap. 3), halten wir die Einführung eines abgestuften Regimes unter Einbeziehung eines Zertifizierungssystems für eine geeignete Strategie, um die befürchteten negativen Auswirkungen eines verstärkten Biomasse-Anbaus für Agrotreibstoffe auf Umwelt- und Lebensbedingungen insbesondere in den Ländern des Südens zu verhindern. 

Auf Biokraftstoff bezogen: Keine Zustimmung, da es in absehbarer Zeit (10 bis 15 Jahre) kein international wirksames Zertifizierungssystem geben wird (siehe oben). Vielmehr sollten die verfügbaren Förderinstrumente für die Entwicklung und den Einsatz alternativer Antriebsaggregate wie Wasserstoff- und Elektromotoren eingesetzt werden, damit die Masse des Individualverkehrs in der gleichen absehbaren Zeit von fossilen und Biokraftstoffen unabhängig wird.
Die Standards sollten als partizipativer Prozess unter Einbeziehung von Nichtregierungsorganisationen entwickelt werden.
Zustimmung, auch wenn in Rechnung zu stellen ist, dass die Entwicklung von allgemein anerkannten Normen und Standard eine gewisse Zeit in Anspruch nimmt, wenn sie im Konsens der betroffenen Kreise entwickelt und national bzw. international verabschiedet werden (zwischen 2 und oft 7 Jahren).

und Seite 36: Zu den grundlegenden Kriterien gehören:
· Ein nachgewiesener, erheblicher Beitrag der Agrotreibstoffe zur Reduktion der Treibhausgasemissionen im Vergleich zu fossilen Kraftstoffen von mindestens 40 Prozent. Damit wären zerstörerische Landnutzungsänderungen wie Rodungen von Primärwäldern oder großflächige Trockenlegungen von Mooren aufgrund der massiv negativen Treibhausgasbilanzen ausgeschlossen. 
Uneingeschränkte Zustimmung, zumal dies so verstanden werden kann, dass sich die EKD hier indirekt klar gegen den Import von Biomasse zur Treibstoffgewinnung ausspricht.


· Einhaltung international anerkannter Sozialstandards (ILO-Arbeitsnormen, Arbeits- und Gesundheitsschutzmaßnahmen etc.) und der Menschenrechte, insbesondere des Rechts auf Nahrung (Art. 11, Internationaler Pakt für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Menschenrechte). 
Uneingeschränkte Zustimmung.

· Respektierung der Rechte indigener Völker, insbesondere im Blick auf Landrechte und traditionelle Landnutzungen.
Uneingeschränkte Zustimmung.

· Einbeziehung der lokalen Bevölkerung in sie betreffende Flächennutzungsentscheidungen.
Uneingeschränkte Zustimmung.
 
· Einhaltung von Kriterien der guten fachlichen Praxis.
Uneingeschränkte Zustimmung.
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Konsequenzen aus kirchlicher Sicht
Seite 38/39, Kapitel 6:

Insbesondere die Aussagen erscheinen von hohem Wert für die weitere Diskussion:
· Aus ethischer Sicht ist beim Anbau von Biomasse grundsätzlich eine klare Prioritätensetzung in der Rangfolge Lebensmittel – Futtermittel – nachwachsende Rohstoffe – energetische Rohstoffe – Agrotreibstoffe einzuhalten.

Unabhängig davon, zu welchem Zweck Biomasse kultiviert wird, darf die Sicherung der Ernährung nicht gefährdet werden. Der derzeit zu beobachtende Anstieg der Nahrungsmittelpreise, das dramatische Sinken der Nahrungsmittelreserven und die Unfähigkeit der Entwicklungspolitik, die Welternährung zu gewährleisten, sind Alarmsignale, die schnelles Handeln erfordern.
Frage: Stellt sich in Anbetracht einer wachsenden Weltbevölkerung und dem dadurch weiter steigenden Nahrungsmittelbedarf nicht auch die Frage, ob Agrotreibstoffe überhaupt ethisch verantwortbar sind? 
Bei der Prüfung dieser Frage sollte es unerheblich sein, ob „erst“ 2 oder 3 Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche für Agrotreibstoffe verwendet werden, wie gerne argumentiert wird; vielmehr ginge es darum, ob nicht einer absehbar gegen die Menschheit gerichteten Entwicklung schnellstens Einhalt geboten werden sollte, insbesondere seitens der politisch Verantwortlichen.
· Eine Einführung von Nachhaltigkeitsstandards nur für die Produktion von Agrotreibstoffen greift daher zu kurz.
Uneingeschränkte Zustimmung
Die Lebenssituation sehr armer oder armutsgefährdeter Bevölkerungsgruppen sollte bei der Debatte um die verstärkte Produktion von Agrotreibstoffen besondere Beachtung finden. Zahlreiche belegte Fakten sowie Berichte von kirchlichen Partnerorganisationen im Süden weisen darauf hin, dass die momentane Agrotreibstoff-Strategie der Industriestaaten der Zielsetzung, das Menschenrecht auf Nahrung weltweit zu gewährleisten und die Armut zu bekämpfen, widerspricht.
Uneingeschränkte Zustimmung.
Vorschlag: internationale Ächtung der Importe von Biomasse für die Produktion von Biokraftstoffen und/oder direkt von Palmöl aus Ländern wie Kolumbien, Indonesien und vielen Länder Afrikas, die laut Welthungerhilfe-Bericht 2008 von Hunger betroffen (also einen Härtegrad von 5 oder höher haben) und gleichzeitig Nettoimporteure von Getreide sind
. Diese Länder sollten ihre Nutzungsflächen doch wohl für die nationale Hungerbekämpfung verwenden.
· Das Beispiel des Beimischungszwangs verdeutlicht, dass Klimapolitik keine Angelegenheit eines einzelnen Ressorts sein kann. Vielmehr wird Klimapolitik nur dann erfolgreich sein und auf eine Akzeptanz in Wirtschaft und Gesellschaft stoßen, wenn sie in allen Politik-Feldern gleichermaßen analysiert und ausgestaltet wird. Dies gilt zunächst einmal für die nationale Klimapolitik; jedoch ist Klimapolitik vor allem eine globale Herausforderung, der sich die Staatengemeinschaft auch gemeinsam stellen muss. Dies gilt gerade auch für die Nutzung von Biomasse im Energiesektor.
Uneingeschränkte Zustimmung, und wenn dies für Bioenergie gilt, dann umso mehr noch für Biokraftstoffe.

· Politikerinnen und Politiker, die die bisherige Fehlentwicklung erkannt haben, sind zu ermutigen und zu unterstützen, durch sorgfältiges Gegensteuern zu einer Korrektur der bisherigen politischen Weichenstellungen beizutragen; sie sollten dabei Ermutigung und Unterstützung erfahren. Dies wird gegen den Widerstand bestimmter Lobbygruppen erfolgen müssen. Politik sollte in diesem Kontext als lernendes System funktionieren, das auf neue Erkenntnisse reagiert und politische Weichenstellungen dynamisch anpasst.
Uneingeschränkte Unterstützung.

· Eine wesentliche Gefahr liegt aus unserer Sicht in der Geschwindigkeit, mit der der Ausbau der Produktion von Agrotreibstoffen derzeit vorangetrieben wird….. …. Gleichzeitig nehmen die Flächenausdehnung für diesen landwirtschaftlichen Sektor und die damit verbundenen ökologischen und sozialen Probleme rapide zu. Daher steht die gesamte Debatte unter einem ungeheuren Zeitdruck.
Uneingeschränkte Unterstützung. Es ist wohltuend, dass die EKD derart deutlich auf die Dringlichkeit von Debatte und Entscheidung hinweist.
· Wir halten es dennoch für unabdingbar, in dieser Debatte nicht den Kontext, nämlich die durch Menschen verursachte Klimaänderung, aus dem Blick zu verlieren. Die Zieldefinition darf nicht darin bestehen, Mineralöl als Treibstoff durch Agrotreibstoffe zu ersetzen. Vielmehr muss es darum gehen, langfristige Klimaziele zu verwirklichen, ohne andere ethisch gebotene Ziele wie die Ernährungssicherheit und den Schutz der kreatürlichen Mitwelt zu gefährden.
Uneingeschränkte Unterstützung.
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Guido Gürtler, Farmerstr. 17, 82194 Gröbenzell, 0173 359 27 22, guido.guertler@t-online.de 
www.kaguigu.com/Biokraftstoffe%20und%20Ethik/ zur Diskussion mit Politik, Wirtschaft und Kirchen
19. Oktober 2008

� Aus Wikipedia: Ziel des Naturschutzes in Deutschland ist es, Natur und Landschaft auf Grund ihres eigenen Wertes und als Lebensgrundlagen des Menschen zu erhalten (§ 1 � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Bundesnaturschutzgesetz" \o "Bundesnaturschutzgesetz" �Bundesnaturschutzgesetz�). Er ist somit öffentliche Aufgabe und dient dem in Artikel 20a � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Grundgesetz_f%C3%BCr_die_Bundesrepublik_Deutschland" \o "Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland" �Grundgesetz� verankerten Staatsziel.


� Aus: http://www.fsc-deutschland.de/vollversammlung/


Forstwirtschaft in Deutschland neu definiert �Forstwirtschaft und Naturschutz einigen sich auf einen neuen Deutschen FSC-Standard ��Freiburg, 01.10.2008: Naturschutzverbände, Waldbesitzer, Holzindustrie und Gewerkschaften haben gemeinsam vorbildliche Forstwirtschaft in Deutschland neu definiert. Auf der 15. FSC-Vollversammlung wurde ein neuer Deutscher FSC-Standard mit überwältigender Mehrheit verabschiedet. „Der FSC hat damit das Knowhow von Forstwirtschaft, Naturschutz und Gewerkschaften gebündelt und erneut seine Integrationskraft unter Beweis gestellt.“, so Erwin Hussendörfer, Professor für Waldbau und Vorsitzender der FSC Arbeitsgruppe Deutschland. Der Standard ist in vielerlei Hinsicht richtungweisend: So greift er beispielsweise die Vorgaben der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt auf, die jüngst von der Bundesregierung verabschiedet wurde. Darüber hinaus orientiert er sich an neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen aus dem Naturschutz. So ist der Waldbewirtschafter verpflichtet zukünftig langfristig 10 Biotopbäume pro Hektar zu erhalten und darüber hinaus Tot�holz anzureichern. Erschließungslinien im Wald sollen im Regelfall im Abstand von 40 m angelegt werden. Die Einbringung von nicht-heimischen Baumarten bleibt weiterhin begrenzt und das Ziel der Annäherung an die natürlichen Waldgesellschaften erhalten. In FSC-Forstbetrieben bleiben weiterhin 5% der Betriebsfläche sich selbst überlassen. Waldbesitzer dürfen zukünftig in Ausnahmefällen den Humus vom Waldboden abziehen, um die natürliche Verjüngung von heimischen Baumarten zu erleichtern. Schließlich ist ein Standard entstanden, der für moderne Forstbetriebe gut machbar ist und gleichzeitig die berechtigten Ansprüche der Gesellschaft an Waldwirtschaft in Deutschland widerspiegelt. Der aufwändige basisdemokratische Prozess der Revision hat insgesamt über zwei Jahre gedauert. Jetzt wird es darum gehen Holzindustrie und Waldbesitzer von der Umsetzung der FSC-Standards zu überzeugen um Verbrauchern vermehrt FSC-Produkte anzubieten. Vor allem die großen Forstverwaltungen der Länder sind nun aufgerufen, über eine FSC-Zertifizierung den gesellschaftlichen Beweis für Nachhaltigkeit im Wald zu erbringen.


� Quelle: � HYPERLINK "http://www.welthungerhilfe.de/fileadmin/media/pdf/WHI/Welthunger-Index-2008_2.pdf" �http://www.welthungerhilfe.de/fileadmin/media/pdf/WHI/Welthunger-Index-2008_2.pdf�, Seite 24
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